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Sechs Fragen an Ferdinand Fichtner

»Europäischer Konjunkturausgleich  
ohne Mehrbelastung«

1.	 Herr Fichtner, um Konjunkturunterschiede der EU-Mit-
gliedstaaten zu harmonisieren und die Eurozone zu 
stabilisieren, schlagen Sie Transfersysteme, wie zum 
Beispiel eine gemeinsame Arbeitslosenversicherung 
für den Euroraum vor. Welche Idee steckt dahinter? 
Die Idee ist, dass durch ein automatisches Transfer
system Konjunkturdivergenzen zwischen den Ländern 
im Euroraum ausgeglichen werden. Wir schlagen vor, 
dass man ein Transfersystem einführt, zum Beispiel eine 
europäische Arbeitslosenversicherung. Diese führt zu 
automatischen Finanzflüssen zwischen einem Boomland 
und einem Land, das sich in der Rezession befindet. 

2.	 Würde eine europäische Arbeitslosenversicherung nicht 
zu einem permanenten Transfer von den reichen zu 
den Krisenländern der EU führen? Eine europäische 
Arbeitslosenversicherung stellt in unserem Konzept auf 
eine maximale Bezugsdauer von einem Jahr ab. Jeder 
Arbeitslose, der nach einem Jahr noch nicht wieder im 
Job ist, fällt aus dieser Arbeitslosenversicherung auto-
matisch wieder raus. Das führt dazu, dass permanente 
Transfers zwischen Ländern auf ein Minimum reduziert 
werden. Es ist allerdings nicht vollständig auszuschlie-
ßen, weil es Länder gibt, in denen die kurzfristige 
Arbeitslosigkeit strukturell bedingt höher ist, zum Bei-
spiel durch Saisonarbeit in der Tourismusbranche. Das 
ließe sich aber durch zusätzliche Stellschrauben auch in 
unserem System verhindern.

3.	 Müssten nicht auch die Regeln, die über den Bezug von 
Arbeitslosengeld entscheiden, auf europäischer Ebene 
gleichgeschaltet werden? Die Arbeitslosenversiche-
rung, die wir vorschlagen, ist nur als Basisabsicherung 
gedacht. Wenn den nationalen Regierungen dieses 
Absicherungsniveau nicht ausreicht, können sie zusätz-
liche Absicherungen etablieren und auf diese Weise die 
Bezugsdauer oder auch die Höhe der Auszahlungen für 
ihre Bürger erhöhen. Allerdings besteht ein gewisser 

Vereinheitlichungsbedarf, der aber nicht so groß ist, wie 
es auf den ersten Blick den Anschein hat.

4.	 Bräuchten wir dann ein europäisches Arbeitsamt? Nein, 
ein europäisches Arbeitsamt wäre nicht notwendig, 
weil die nationalen Sozialversicherungssysteme weiter 
genutzt werden können. Das heißt, dass in Deutschland 
die Bundesagentur für Arbeit weiterhin für Einnahmen 
und Auszahlungen zuständig wäre und sich zu einem 
Teil bei einem europäischen Fonds refinanzieren würde.

5.	 Welche zusätzlichen Lasten würden für Europas 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber entstehen? Die Gesamt-
belastung würde gleich bleiben, solange das Auszah-
lungsniveau dieser europäischen Arbeitslosenversiche-
rung vergleichbar ist mit dem Auszahlungsniveau der 
nationalen Arbeitslosenversicherung. Aber das wäre 
nach unserem Konzept der Fall.

6.	 Würde eine europäische Arbeitslosenversicherung 
nicht den Anreiz mindern, Maßnahmen zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit konsequent in Angriff zu nehmen? Man 
könnte befürchten, dass eine solche europäische Arbeits
losenversicherung dazu führt, dass die nationalen 
Regierungen sich nicht mehr in dem Maße bemühen, 
Arbeitslosigkeit abzubauen, weil letztlich jemand anders 
dafür bezahlt. Dadurch, dass wir die Arbeitslosenunter-
stützung auf ein Jahr beschränken, besteht dieser Anreiz 
aus unserer Sicht kaum noch, weil strukturelle und lang-
fristige Arbeitslosigkeit ohnehin der Bereich ist, wo die 
nationalen Regierungen am meisten bewirken können. 
Im Bereich der kurzfristigen Arbeitslosigkeit ist durch po-
litische Stellschrauben nicht so viel zu bewegen. Da wird 
mit dem Abbau der Arbeitslosigkeit eher Schindluder 
getrieben, indem beispielsweise Beschäftigungspro-
gramme aufgelegt werden, die scheinbar die kurzfristige 
Arbeitslosigkeit reduzieren, de facto aber nicht wirklich 
eine Verbesserung der Arbeitsmarktsituation mit sich 
bringen.

	 Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Dr. Ferdinand Fichtner,  
Leiter der Abteilung Konjunkturpolitik 
am DIW Berlin
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